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Dürfen Kammern Stiftungen gründen?  

von Prof. Dr. Winfried Kluth

Privatrechtliche Stiftungen unterschei-

den sich von anderen Rechtsformen 

durch die rechtlich verbindliche Kon-

zentration auf einen Zweck, den Stif-

tungszweck. Dadurch wird die nach-

haltige Ausrichtung auf eine Aufgabe 

sowie die Verwendung der zur Verfü-

gung stehenden Finanzmittel gesi-

chert. Zudem werden Anreize für Zu-

stiftungen geschaffen. Wegen der mit 

der Rechtsform der Stiftung verbun-

denen Verselbständigung stellt sich 

die Frage, ob auch Kammern Stiftun-

gen errichten dürfen und welche Zwe-

cke sie damit verfolgen können.  

I. Allgemeine Anforderungen 

an die Errichtung einer 

Kammer-Stiftung 

Die Wirtschafts- und Berufskammern 

sind als Körperschaften des öffentli-

chen Rechts bei der Gestaltung und 

Wahrnehmung von Aufgaben wie alle 

Verwaltungsträger auf ihre Verbands-

kompetenz beschränkt.1 Diese wird 

durch die gesetzliche Zuweisung von 

Aufgaben zugleich begründet und be-

grenzt.2 Ihre Einhaltung kann bei 

Kammern auch durch die Mitglieder 

im Wege der mitgliedschaftlichen Un-

terlassungsklage durchgesetzt wer-

den.3 

Die Verbandskompetenz fungiert zu-

gleich als Grenze der Verwendung 

bzw. des Einsatzes der Haushaltsmit-

tel, die bei den Berufskammern in ers-

ter Linie aus dem Beitragsaufkommen 

stammen. Die Beiträge dürfen „nur“ 

zur Finanzierung der Kammeraufga-

ben erhoben und entsprechend be-

messen werden, soweit eine ander-

weitige Finanzierung nicht möglich 

bzw. vorgesehen ist.4 

Deshalb darf eine Kammer auch eine 

Stiftung, also eine Vermögensmasse, 

die für einen bestimmten Zweck ein-

gesetzt wird5, nur im Rahmen ihrer 

Verbandskompetenz errichten und 

finanzieren.6  

Exemplarisch kommt dies in einer 

Entscheidung des Verwaltungsge-

richts Düsseldorf7 zu einer Jubilä-

umsstiftung einer Industrie- und Han-

http://www.kammerrecht.de/
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delskammer8 zum Ausdruck, wenn es 

dort im ersten amtlichen Leitsatz 

heißt: „Die IHK kann nicht Trägerin 

einer Stiftung sein, deren Zweckset-

zung außerhalb des ihr vorgegebenen 

Aufgabenbereichs liegt.“ 

Nicht die Errichtung einer Stiftung 

(unabhängig von der genauen Rechts-

form) an sich, sondern der jeweilige 

Stiftungszweck markieren damit die 

Grenze des Kammerhandelns.  

II. Reichweite des Aufgaben-

findungsrechts der Wirt-

schafts- und  Berufskammern 

Es gehört zu den prägenden Merkma-

len von Selbstverwaltungskörper-

schaften, dass ihnen im Rahmen der 

Verbandskompetenz ein Aufgabenfin-

dungsrecht zusteht.9 Es folgt einer-

seits rechtstechnisch aus der Bestim-

mung der Verbandskompetenz durch 

unbestimmte Rechtsbegriffe und an-

dererseits aus dem Sinn und Zweck 

des Selbstverwaltungsgedankens, der 

die Zweckmäßigkeitsentscheidung 

auch in Bezug auf das Ob von wahr-

zunehmenden Aufgaben weitgehend 

in die Entscheidungskompetenz der 

Betroffenen stellt. Es stellt sich inso-

weit die Frage, ob die Errichtung einer 

Stiftung den gesetzlichen Rahmen 

des Aufgabenfindungsrechts wahrt.  

Maßgeblich sind insoweit zwei Ge-

sichtspunkte, die im Einzelfall geprüft 

werden müssen:  

Erstens die eindeutige Zuordnung des 

Stiftungszwecks zur Verbandskompe-

tenz der jeweiligen Kammer.  

Zweitens die Wahrung des Rahmens 

der Leistungsfähigkeit im Hinblick auf 

die mit der Stiftungsgründung verbun-

denen finanziellen Belastungen. Diese 

dürfen nicht zu einer unverhältnismä-

ßigen Erhöhung der Beitragslast füh-

ren und keine zusätzlichen finanziel-

len Risiken erzeugen, die die Wahr-

nehmung der gesetzlichen Aufgaben 

der jeweiligen Kammern gefährden 

könnten.  

III. Ausschluss von humanitären 

Zwecken durch das VG 

Düsseldorf 

Stiftungen werden in der Zivilgesell-

schaft häufig zur Verfolgung humani-

tärer Zwecke errichtet. Es stellt sich 

deshalb die Frage, inwieweit auch 

Kammern solche Zwecke als eigene 

Aufgaben wahrnehmen dürfen, ob sie 

also zur Verbandskompetenz gehö-

ren.  

Als Ausgangspunkt der weiteren 

Überlegungen bietet sich die bereits 

erwähnte Entscheidung des VG Düs-

seldorf zur Jubiläumsstiftung an, weil 

diese ausdrücklich die Grenze des 

zulässigen Stiftungszwecks themati-
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siert und dabei für Industrie- und Han-

delskammern humanitäre Zwecke ex-

plizit als von der Verbandskompetenz 

nicht mehr gedeckt ausschließt.  

Die Begründung des Gerichts soll im 

Folgenden genauer analysiert werden, 

wobei die in die Verbandskompetenz 

fallenden Stiftungsaufgaben zur Ver-

deutlichung der Grenzziehungen mit 

einbezogen werden: 

„Soweit die Beklagte darüber 

hinaus mit der Stiftung die För-

derung der Kunst, der Pflege 

von Kulturwerten, der Denk-

malpflege sowie der Heimat-

pflege und Heimatkunde ver-

folgt (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 

SJS), liegt ein unmittelbarer, 

den besonderen Interessen der 

gewerblichen Wirtschaft die-

nender Zweck zwar nicht ohne 

Weiteres auf der Hand. Aller-

dings berühren diese Stiftungs-

zwecke die Belange der ge-

werblichen Wirtschaft durchaus 

am Rande; etwa weil sie die At-

traktivität einer Stadt erhöhen 

und für Standortentscheidun-

gen von Unternehmern von 

Bedeutung sein können. 

Ob im konkreten Einzelfall eine 

Aufgabenüberschreitung er-

folgt, weil nachvollziehbare 

Auswirkungen auf die Wirt-

schaft ausnahmsweise nicht 

gegeben sind, ist gegebenen-

falls individuell zu prüfen. Eine 

(nachträgliche) Feststellung der 

jeweiligen Rechtmäßigkeit bzw. 

Rechtswidrigkeit der von 

der Jubiläumsstiftung in der 

Vergangenheit geförderten 

Maßnahmen bedarf es hier 

nicht, weil ausschließlich die 

grundsätzliche Frage der Betä-

tigung der Beklagten 

als Stiftungsträgerin der Jubiläu

msstiftung im Streit steht. Kon-

krete Maßnahmen wurden von 

der Klägerin nicht substantiiert 

angegriffen. 

Mit der Unterhaltung einer 

Einrichtung, die auch solche 

Projekte fördert, die im 

Randbereich des Aufgaben-

kreises der IHK angesiedelt 

sind, genügt die Beklagte 

den Anforderungen 

des § 1 Abs. 2 IHKG. Die 

höchstrichterliche und oberge-

richtliche Rechtsprechung for-

dert insoweit, dass die Anlage 

oder Einrichtung auf ein spezi-

fisches Interesse der gewerbli-

chen Wirtschaft ausgerichtet 

sein muss. 

Vgl. BVerwG, Urteil vom 19. 

September 2000 - 1 C 29.99 -, 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=IHKG&p=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=IHKG&p=1&x=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2000-09-19&az=1C2999&ge=BVERWG
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Rn. 17 ff. (= BVerwGE 112, 69-

78), OVG NRW, Urteil vom 12. 

Juni 2003 - 8 A 4281/02 -, juris 

Rn. 20 (= GewArch 2003, 418-

420). 

Diese Auslegung ist grundsätz-

lich zwingend. Denn das Be-

gründen, Unterhalten oder Un-

terstützen von Anlagen und 

Einrichtungen, das nicht dem 

spezifischen Wirtschaftsinte-

resse, sondern dem (allgemei-

nen) öffentlichen Interesse 

dient, wird von vornherein nicht 

vom Aufgabenbereich der In-

dustrie- und Handelskammern - 

der Wirtschaftsförderung - er-

fasst. Mit Blick auf die 

nach § 1 Abs. 1IHKG kaum 

exakt eingrenzbaren Aufgaben 

der Kammern betonte das 

Bundesverwaltungsgericht in 

der Vergangenheit, dass mit ei-

ner auf Dauer angelegten Ein-

richtung oder Anlage die be-

zweckte nachhaltige Wirt-

schaftsförderung nur dann er-

zielt werden könne, wenn die 

jeweilige Anlage oder Einrich-

tung in erster Linie das Interes-

se der gewerblichen Wirtschaft 

oder einzelner Gewerbezweige 

fördere. 

Vgl. BVerwG, Urteil vom 19. 

September 2000 - 1 C 29.99 -, 

Rn. 18 (= BVerwGE 112, 69-

78). 

Ob hiernach zwingend von ei-

nem engeren Verständnis des 

Aufgabenkreises 

in § 1 Abs. 2 IHKG gegenüber 

demjenigen 

nach § 1Abs. 1 IHKG ausge-

gangen werden muss, der Ge-

setzgeber bei der Formulierung 

von § 1 Abs. 1 und 2 IHKG („wir

ken“ - „dienen“) also eine sol-

che Differenzierung der Aufga-

benbereiche vor Augen hatte, 

ist zumindest zweifelhaft. Denn 

auch § 1 Abs. 1 IHKG verlangt, 

dass die von der Industrie- und 

Handelskammer getätigten 

Maßnahmen stets nachvoll-

ziehbare Auswirkungen auf die 

Wirtschaft ihres Bezirks haben 

müssen; der Wirtschaftsbezug 

also nicht bloß einen zufälligen 

Reflex darstellen darf. 

Vgl. BVerwG, Urteil vom 23. 

Juni 2010 - 8 C 20.09 -, juris 

Rn. 31 (= BVerwGE 137, 171-

179). 

Ungeachtet dessen ist zu be-

rücksichtigen, dass der Recht-

sprechung 

zu § 1 Abs. 2 IHKG bislang nur 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=112&s=69&z=BVERWGE
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=112&z=BVERWGE&sx=78
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2003-06-12&az=8A428102&ge=OVGMUENSTER
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2003&s=418&z=GEWA
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2003&z=GEWA&sx=420
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=IHKG&p=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=IHKG&p=1&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2000-09-19&az=1C2999&ge=BVERWG
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=112&s=69&z=BVERWGE
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=112&z=BVERWGE&sx=78
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=IHKG&p=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=IHKG&p=1&x=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=IHKG&p=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=IHKG&p=1&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=IHKG&p=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=IHKG&p=1&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=IHKG&p=1&x=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=IHKG&p=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=IHKG&p=1&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2010-06-23&az=8C2009&ge=BVERWG
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=137&s=171&z=BVERWGE
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=137&z=BVERWGE&sx=179
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=IHKG&p=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=IHKG&p=1&x=2


aktuelle stellungnahme 3/19  Seite: 5 

 

solche Sachverhalte zugrunde 

lagen, in denen die Industrie- 

und Handelskammern mit der 

von ihnen begründeten, unter-

haltenen oder unterstützten 

Einrichtung oder Anlage ein 

einziges spezifisches Projekt 

gefördert haben. 

Vgl. hierzu BVerwG, Urteil vom 

19. September 2000 - 1 C 

29.99 -, juris (= BVerwGE 

112, 69-78): Beteiligung an ei-

ner Flugplatz-Betriebsgesell-

schaft; OVG NRW, Urteil vom 

12. Juni 2003 - 8 A 4281/02 -, 

juris (= GewArch 2003, 418-

420): Finanzielle Beteiligung an 

der Errichtung einer Muse-

umsstiftung; OVG NRW, Urteil 

vom 16. Mai 2014 - 16 A 

1499/09 -, juris (= GewArch 

2014, 301-303): Zusammen-

schluss zu einer überregionalen 

privatrechtlichen Dachorganisa-

tion; VG Stuttgart, 3. Mai 2010 -

 4 K 2367/09-, juris: Gewährung 

eines verlorenen Zuschusses 

an Flugplatzbetreiber. 

Hier liegt der Fall anders. 

Die Jubiläumsstiftung dient 

nicht der langfristigen und dau-

erhaften Förderung eines einzi-

gen Projekts, sondern zielt 

ausweislich der Präambel ihrer 

Satzung insbesondere auf die 

Initiierung neuer Projekte und 

auf die Gewinnung Dritter für 

die Co- bzw. Anschlussfinan-

zierung. Damit stellen die ein-

zelnen Fördermaßnahmen vor-

nehmlich sogenannte Anschub-

finanzierungen dar. Wenn es 

der Beklagten aber 

nach § 1 Abs. 1 IHKG gestatt

et ist, im Randbereich ihres 

Kompetenzrahmens (An-

schub-)Maßnahmen zur Wirt-

schaftsförderung zu ergrei-

fen, ist kein Grund ersicht-

lich, warum sie diese Aufga-

be nicht auch durch eine un-

selbstständige Stiftung erfül-

len kann, zumal ihr bei der 

Auswahl der Mittel zur Auf-

gabenerfüllung ein weiter 

Ermessensspielraum zusteht. 

Vgl. BVerwG, Urteil vom 19. 

September 2000 - 1 C 29.99 -, 

juris Rn. 21 (= BVerwGE 

112, 69-78); OVG NRW, Urteil 

vom 16. Mai 2014 - 16 A 

1499/09 -, juris Rn. 31 

(= GewArch 2014, 301-303) 

Entscheidend ist insoweit, dass 

die von der Stiftung geförderten 

Projekte nachvollziehbare 

Auswirkungen auf die Wirt-

schaft ihres Bezirks haben. 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2000-09-19&az=1C2999&ge=BVERWG
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2000-09-19&az=1C2999&ge=BVERWG
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=112&s=69&z=BVERWGE
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=112&z=BVERWGE&sx=78
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2003-06-12&az=8A428102&ge=OVGMUENSTER
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2003&s=418&z=GEWA
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2003&z=GEWA&sx=420
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2014-05-16&az=16A149909&ge=OVGMUENSTER
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2014-05-16&az=16A149909&ge=OVGMUENSTER
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2014&s=301&z=GEWA
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2014&z=GEWA&sx=303
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2010-05-03&az=4K236709&ge=VGSTUTTGART
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=IHKG&p=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=IHKG&p=1&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2000-09-19&az=1C2999&ge=BVERWG
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=112&s=69&z=BVERWGE
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=112&z=BVERWGE&sx=78
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2014-05-16&az=16A149909&ge=OVGMUENSTER
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2014-05-16&az=16A149909&ge=OVGMUENSTER
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2014&s=301&z=GEWA
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2014&z=GEWA&sx=303
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Dies ist bei den in § 2 Abs. 1 

Nr. 2-5 SJS genannten Förder-

zwecken - wie dargelegt - 

grundsätzlich möglich. 

Soweit die Beklagte mit der 

Fortführung 

der Jubiläumsstiftung die För-

derung rein humanitärer (§ 2 

Abs. 1 Nr. 6 SJS) sowie als för-

derungsfähig anerkannte ge-

meinnützige und mildtätige 

Zwecke im Sinne der §§ 51 ff. 

der Abgabenordnung (§ 2 Abs. 

2 SJS) verfolgt, ist dies rechts-

widrig. Die Beklagte überschrei-

tet hierdurch den ihr gesetzlich 

gesetzten Kompetenzrahmen. 

Die Förderung rein humanitärer 

Zwecke (§ 2 Abs. 1 Nr. 6 SJS) 

steht allein im allgemeinen öf-

fentlichen Interesse. Nachvoll-

ziehbare Auswirkungen auf die 

Wirtschaft werden hierdurch 

nicht verfolgt. Das Interesse der 

gewerblichen Wirtschaft wird al-

lenfalls reflexhaft berührt. Der 

nach § 1 Abs. 1 und 2 IHKG zw

ingende Bezug zur gewerbli-

chen Wirtschaft kann auch 

nicht durch die Präambel der 

Stiftungssatzung vermittelt 

werden. Denn diese verweist 

lediglich auf die „satzungsge-

mäß vorgegebenen Förder-

zwecke“, ohne selbst Vorgaben 

für die Vergabe von Förder-

maßnahmen zu treffen. Dass 

bei Vergabe von Fördermitteln 

in der Vergangenheit ein „ge-

wisser Schwerpunkt auf der 

Förderung von Ausbildung und 

Qualifikation lag“, stellt ebenso 

wenig das Erfordernis des Wirt-

schaftsbezugs her. 

Schließlich fällt die Förderung 

rein humanitärer Zwecke auch 

nicht deshalb in den Aufgaben-

bereich der Beklagten, weil 

nach § 1Abs. 1 IHKG die 

Kammern für Wahrung von Sit-

te und Anstand des ehrbaren 

Kaufmannes zu wirken haben. 

Diese Aufgabenzuweisung ist 

wiederum im Gesamtkontext 

des § 1 IHKG zu sehen und 

bedarf - schon um den Kompe-

tenzrahmen der Kammern nicht 

ins Konturenlose auszuweiten - 

der Einschränkung, dass hier-

unter ebenfalls ausschließlich 

Maßnahmen mit Bezug zur ge-

werblichen Wirtschaft fallen. 

Das Leitbild des ehrbaren 

Kaufmannes steht danach in 

erster Linie für eine verantwort-

liche Teilnahme am Wirt-

schaftsleben. So fallen hierun-

ter etwa Maßnahmen, die Tu-

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=AO&p=51
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=IHKG&p=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=IHKG&p=1&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=IHKG&p=1&x=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=IHKG&p=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=IHKG&p=1&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=IHKG&p=1
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genden wie verantwortliches 

und nachhaltiges Wirtschaften 

fördern und unlauteren Wett-

bewerb oder Korruption be-

kämpfen. 

Vgl. Möllering, in: Frent-

zel/Jäkel/Junge (Hrsg.), Indust-

rie- und Handelskammerge-

setz, 7. Aufl. 2009, § 1 Rn. 52 

ff. 

Soweit sich die Unternehmer-

schaft auch in der Pflicht sieht, 

über ihre wirtschaftliche Tätig-

keit hinaus gesellschaftliche 

Verantwortung zu übernehmen, 

liegt dies zweifellos im öffentli-

chen Interesse, wird aber nicht 

mehr als Aufgabe der Kam-

mern 

von § 1 Abs. 1IHKG erfasst. 

Denn die Förderung rein hu-

manitärer Zwecke lässt nach-

vollziehbare Auswirkungen auf 

die Wirtschaft vermissen. 

Gleiches gilt für die Verfolgung 

„anderer als förderungsfähig 

anerkannte[r] gemeinnützige[r] 

und mildtätige[r] Zwecke im 

Sinne der §§ 51 ff. der Abga-

benordnung“ (§ 2 Abs. 2 SJS). 

Mit dem pauschalen Verweis 

auf §§ 51 ff. AO wird eine 

trennscharfe Abgrenzung des 

Stiftungszwecks aufgegeben; 

dies führt zu einer unzulässigen 

Ausweitung des Aufgabenrah-

mens der Beklagten. Eine An-

knüpfung an die Interessen der 

gewerblichen Wirtschaft geht, 

auch unter Berücksichtigung 

der grundsätzlich wirtschafts-

nahen Ausrichtung der Stiftung, 

hierdurch völlig verloren.“10 

Der Fall war somit durch eine Reihe 

von Besonderheiten gekennzeichnet, 

die noch nicht durch die Rechtspre-

chung geklärt wurden. Dies betraf zu-

nächst die Verfolgung mehrerer, ganz 

unterschiedlicher Zwecke durch eine 

von der Kammer gegründete Einrich-

tung. Das wird vom VG Düsseldorf als 

solches nicht für unzulässig gehalten.  

Anerkannt wird auch, dass ein Beitrag 

zur Förderung der Wirtschaft der Re-

gion auch durch die Unterstützung 

von kulturellen Angeboten und Ein-

richtungen verwirklicht werden kann, 

u.a. weil die Tourismusbranche davon 

profitieren kann und so ein klarer Be-

zug zur Wirtschaft der Region besteht.  

Dagegen werden darüber hinaus ge-

hende humanitäre Maßnahmen aus 

zwei Gründen als nicht von der Ver-

bandskompetenz gedeckt eingestuft. 

Erstens fehlt es nach zutreffender Be-

urteilung des Gerichts an erkennbaren 

Bezügen zur Förderung der Wirtschaft 

der Region und zweitens ist wegen 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=IHKG&p=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=IHKG&p=1&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=AO&p=51
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=AO&p=51
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der thematischen Weite eine trenn-

scharfe Abgrenzung des Stiftungs-

zwecks nicht mehr möglich. Damit 

liefert die Urteilsbegründung weitere 

wichtige Orientierungen 

IV. Größere Spielräume für 

Berufskammern? 

Das VG Düsseldorf hat gezeigt, dass 

bei den Wirtschaftskammern humani-

täre Zwecke nicht zur Verbandskom-

petenz gehören. Bei den freien Beru-

fen und ihren Kammern könnte die 

Rechtslage insoweit offener und wei-

ter zu interpretieren sein, weil die 

freien Berufe in vielfältiger Art und 

Weise auch den Interessen und Be-

dürfnissen ihrer Klienten / Patienten / 

Mandaten verpflichtet sind. Besonders 

deutlich wird dies bei den Heilberufen.  

Das Berufsrecht der Heilberufe, das in 

seinen Grundzügen durch die ein-

schlägigen Landesgesetze gleichartig 

geregelt ist, weist stärker als dies et-

wa im Bereich der gewerblichen Wirt-

schaft der Fall ist, einen deutlichen 

Bezug sowohl zu Interessen der Pati-

enten / Kunden auf als auch zu Ge-

meinwohlbelangen. Das hängt damit 

zusammen, dass die Heilberufe intrin-

sisch am Patientenwohl ausgerichtet 

sind11 und dass das Patientenwohl 

seinerseits in der verallgemeinerten 

Form der (Volks-)Gesundheit einen 

wichtigen Gemeinwohlbelang darstellt, 

wie die Rechtsprechung vielfach her-

vorgehoben hat.12  

Die Heilberufskammergesetze regeln 

ihrerseits die Kammeraufgaben neben 

detaillierten Aufgabenzuweisungen 

wie etwa der Ausübung der Berufs-

aufsicht durch die Formel, dass die 

Kammer „die beruflichen Belange der 

Kammermitglieder wahrzunehmen“ 

haben.13  

Damit wird die Verbandskompetenz 

mit Hilfe eines unbestimmten Rechts-

begriffs konkretisiert, der auslegungs-

fähig und auslegungsbedürftig ist. 

„Belange des Berufstandes“ sind nach 

Wortlaut sowie Sinn und Zweck zu-

nächst Themenfelder, die direkt mit 

der Berufsausübung verknüpft sind. 

Das betrifft sowohl die rechtlichen, 

fachwissenschaftlichen und auch 

praktisch-organisatorischen Aspekte 

der Berufsausübung. Durch die Be-

zugnahme auf den Berufsstand wer-

den zugleich Einzelinteressen ausge-

schlossen.  

Die Belange der Heilberufe erschlie-

ßen sich näher, wenn man die struktu-

rellen Besonderheiten dieser Berufe 

als Freie Berufe in den Blick nimmt.14 

Neben der hohen fachlichen Qualifika-

tion, der persönlichen Leistungser-

bringung15 und dem besonderen Ver-

trauensverhältnis zum Patienten / Kli-

enten gehört dazu auch eine altruisti-



aktuelle stellungnahme 3/19  Seite: 9 

 

sche Grundeinstellung, bei der die 

Aufgabenwahrnehmung auch mit Blick 

auf das Gemeinwohl einen höheren 

Stellenwert einnimmt als die Gewinn-

erzielung. Darin kommt auch das spe-

zifische Berufsethos der Heilberufe 

und anderen Freien Berufen zum 

Ausdruck.16 Es geht also um mehr als 

wirtschaftliche Interessen, weshalb 

humanitäre Zwecke in Bezug auf die 

jeweiligen Klienten nicht von vorne-

herein als Stiftungszweck ausge-

schlossen sind.  

Vor diesem Hintergrund erweisen sich 

Zielsetzungen, die in einem themati-

schen Zusammenhang mit den be-

rufsrechtlichen Aufgaben des jeweili-

gen Berufsstandes stehen, als grund-

sätzlich zulässige Stiftungszwecke, 

wobei die Prüfung die jeweiligen Be-

sonderheiten des Einzelfalls berück-

sichtigen muss.  

Hinzu kommt, dass auch eine ausrei-

chende Leistungsfähigkeit bestehen 

muss und die Errichtung der Stiftung 

nicht zu einer spürbaren Mehrbelas-

tung der Mitglieder führen darf.  

 

 

 
1  Wolff/Bachof/Stober/Kluth, 
Verwaltungsrecht II, 7. Aufl. 2010, § 82, Rn. 
80 ff. 
2  Oldiges, DÖV 1989, 873 ff. Spezifisch in 
Bezug auf Kammern: Kluth, in: ders. (Hrsg.), 
Handbuch des Kammerrechts, 2. Aufl. 2011, § 
11, Rn. 94 ff. 

 
3  BVerwGE 34, 69 (74); 64, 298 (301); 112, 
69 (70 ff.). Schöbener, in: Kluth (Hrsg.), 
Handbuch des Kammerrechts, 2. Aufl. 2011, § 
14, Rn. 95 ff.  
4  Rieger, in: Kluth (Hrsg.), Handbuch des 
Kammerrechts, 2. Aufl. 2011, § 13, Rn. 2 
weist deshalb zutreffend auf die 
Gesetzesformulierungen hin, wonach die 
Kammern „zur Erfüllung ihrer Aufgaben“ 
Beiträge erheben. 
5  Näher zur Rechtsform 
Wolff/Bachof/Stober/Kluth, (Fn. 2), § 87. 
6  Im Einzelnen ist die Grenzziehung jedoch 
nicht einfach. So lässt die Rechtsprechung 
etwa im Bereich der Interessenvertretung 
Stellungnahmen zu, wenn die 
Kammeraufgaben am Rande betroffen sind; 
vgl. BVerwG NVwZ-RR 2010, 882 (883 Rn. 
26). Zudem steht den Kammern bei der 
Ausgestaltung der Aufgabenwahrnehmung 
ein weites Organisationsermessen zu, vgl. 
Kluth, in: ders. (Hrsg.), Handbuch des 
Kammerrechts, 2 Aufl. 2011, § 11, Rn. 124 ff. 
7  VG Düsseldorf, Urt. v. 11.05.2016 - 20 K 
3417/15, BeckRS 2016, 45887. 
8  Die Industrie- und Handelskammer 
Mittlerer Niederrhein (IHK) hatte die 
"IHK Jubiläumsstiftung Krefeld" errichtet, die 
sich der Pflege des Standortes Krefeld widmet 
und dabei einen besonderen Schwerpunkt auf 
die Förderung der Erziehung, Volks- und 
Berufsbildung legt. Daneben fördert die 
Stiftung insbesondere Projekte im Bereich 
Kultur, Soziales sowie der Denkmal- und 
Heimatpflege. In der Stiftungssatzung sind 
darüber hinaus humanitäre Zwecke sowie 
gemeinnützige und mildtätige Zwecke als 
förderfähig anerkannt. Das 
Verwaltungsgericht Düsseldorf, hatte die 
Klage eines gesetzlichen IHK-Mitglieds 
weitgehend abgewiesen hat. Nach 
Auffassung des Gerichts bestehen rechtliche 
Bedenken gegen die Stiftungstätigkeit nur, 
soweit damit - ohne Bezug zur gewerblichen 
Wirtschaft - rein humanitäre Zwecke sowie 
ausschließlich gemeinnützige und mildtätige 
Zwecke verfolgt werden. 
9  Kluth, in: ders. (Hrsg.), Handbuch des 
Kammerrechts, 2. Aufl. 2011, § 5, Rn. 164 ff. 
10  VG Düsseldorf, (Fn. 7), unter 2. c). 
11  Kluth, in: Schumpelick/Vogel (Hrsg.), Arzt 
und Patient. Eine Beziehung im Wandel, 
2006, S. 125 ff. 
12  Siehe nur BVerfGE 7, 377 (414); 
9, 39 (52); 19, 330 (388 f., 346); 
20, 283 (295); 25, 236 (247); BVerwGE 4, 167
 (171 ff.); 65, 323(339). Scholz, in: 
Maunz/Dürig, Grundgesetz Kommentar, 85. 
EL November 2018, Art. 12 Rn. 352. 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=7&s=377&z=BVerfGE
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=7&z=BVerfGE&sx=414
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=9&s=39&z=BVerfGE
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=9&z=BVerfGE&sx=52
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=19&s=330&z=BVerfGE
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=19&z=BVerfGE&sx=388
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=19&z=BVerfGE&sx=346
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=20&s=283&z=BVerfGE
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=20&z=BVerfGE&sx=295
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=25&s=236&z=BVerfGE
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=25&z=BVerfGE&sx=247
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=4&s=167&z=BVerwGE
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=4&s=167&z=BVerwGE
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=4&z=BVerwGE&sx=171
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=65&s=323&z=BVerwGE
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=65&z=BVerwGE&sx=339


aktuelle stellungnahme 3/19  Seite: 10 

 

 
13  Siehe etwa Art. 2 Abs. 1 Bayerisches 
Heilberufe-Kammergesetz: „(1) Die 
Berufsvertretung hat die Aufgabe, im Rahmen 
der Gesetze die beruflichen Belange der Ärzte 
wahrzunehmen, die Erfüllung der ärztlichen 
Berufspflichten zu überwachen, die ärztliche 
Fortbildung zu fördern, soziale Einrichtungen 
für Ärzte und deren Angehörige zu schaffen 
sowie in der öffentlichen Gesundheitspflege 
mitzuwirken.“ 
14 Dazu näher Kluth, Öffentliches 
Wirtschaftsrecht, 2019, § 22. 
15  Dazu im Einzelnen Kluth, in: Jahrbuch des 
Kammer- und Berufsrechts 2011, 2012, 273 
ff. 
16  Näher zum Berufsethos Kluth, JZ 2010, 
844 ff. 


